
 

 

Satzung der Stadt Bad Düben über die Veränderungssperre für den Geltungsbereich 1 

der in Aufstellung befindlichen 2. Änderung des Bebauungsplans „Gewerbegebiet 

Süd-Ost“  

 

 

Die Stadt Bad Düben erlässt auf Grundlage der §§ 14, 16 und 17 des Baugesetzbuches 

(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zu-

letzt geändert durch Art. 8 Abs. 2 des Gesetzes vom 23. Juli 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 226), in 

Verbindung mit § 4 der Sächsischen Gemeindeordnung (SächsGemO) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 9. März 2018 (SächsGVBl. S. 62), zuletzt geändert durch Artikel 15 des 

Gesetzes vom 27. Juni 2025 (SächsGVBl. S. 285), nach Beschlussfassung durch den Stadtrat 

der Stadt Bad Düben in seiner öffentlichen Sitzung am …………….. folgende Satzung über 

die Veränderungssperre für den Geltungsbereich 1 der in Aufstellung befindlichen 2. Änderung 

des Bebauungsplans „Gewerbegebiet Süd-Ost“: 

 

 

§ 1 Zu sichernde Planung 

 

Der Stadtrat der Stadt Bad Düben hat in seiner öffentlichen Sitzung am 7. November 2024 mit 

Beschluss-Nr. BauB/617/24 die Aufstellung der 2. Änderung des Bebauungsplans „Gewerbe-

gebiet Süd-Ost“ beschlossen, wovon das in § 2 bezeichnete Gebiet als Geltungsbereich 1 

umfasst ist. Zur Sicherung dieser Planung wird für das in § 2 bezeichnete Gebiet eine Verän-

derungssperre erlassen. Die Veränderungssperre dient der Sicherung der planerischen Ziel-

setzung und damit der Sicherung der städtebaulichen Ordnung sowie der geordneten weiteren 

städtebaulichen Entwicklung innerhalb des Geltungsbereichs.  

 

 

§ 2 Geltungsbereich 

 

(1)  Der räumliche Geltungsbereich dieser Satzung erstreckt sich auf folgende Flurstücke der 

Gemarkung Bad Düben: 

  

 44/2 (Teilfläche), 52/72, 52/75, 52/76, 52/82, 52/83, 52/84, 52/86, 52/87, 52/89, 52/90, 

52/92, 52/93, 52/97, 52/98, 52/101, 52/102, 52/105, 52/106, 52/107, 52/108, 52/109, 

52/110, 52/112, 52/114, 52/115, 52/116, 52/117, 52/118, 52/120, 52/121, 52/122, 52/123, 

52/124, 52/125, 52/126, 52/127, 52/128, 52/129, 52/132, 52/133, 52/134, 52/135, 52/137, 

52/138, 52/139, 52/141, 52/144, 52/146, 52/147, 52/148, 52/149, 52/150, 52/151, 52/152, 

52/153, 52/154, 52/155, 52/156, 52/158, 52/160, 52/161, 52/162, 52/163, 52/164, 52/166, 

52/167, 52/168, 52/169, 52/170, 52/171, 52/172, 52/173 der Flur 8 sowie das Flurstück 

54/0 der Flur 10. 

 

(2)  Die genaue Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereichs dieser Satzung ist in dem als 

Anlage beigefügten Lageplan im Maßstab 1 : 3.000 durch eine schwarz gestrichelte Linie 

dargestellt. Der Lageplan ist Bestandteil dieser Satzung. 
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§ 3 Rechtswirkung der Veränderungssperre 

 

(1) Im räumlichen Geltungsbereich dieser Satzung dürfen Vorhaben im Sinne des § 29 

BauGB nicht durchgeführt werden, soweit es sich hierbei um Batterie-Großspeicheranla-

gen handelt, die entweder als selbstständige gewerbliche Betriebe betrieben werden die-

nen (beispielsweise Stand-alone-Speicher und Co-Location-Speicher) oder als Bestand-

teil eines Betriebes im Geltungsbereich der Satzung nicht überwiegend dessen Eigenver-

sorgung dienen. Eine Batterie-Speicheranlage im Sinne dieser Satzung ist eine stationäre 

Energiespeicheranlage im Sinne des § 3 Nr. 36 EnWG, die elektrische Energie in Form 

von chemischer Energie speichert und diese zu einem späteren Zeitpunkt bei Bedarf wie-

der als elektrische Energie abgibt oder anderweitig nutzbar macht. Batterie-Großspeicher-

anlangen im Sinne dieser Satzung sind Stromspeicher mit einer Bruttoleistung größer 

999 kW. 

 

(2) Wenn überwiegende öffentliche Belange nicht entgegenstehen, kann von der Verände-

rungssperre eine Ausnahme zugelassen werden. Die Entscheidung über Ausnahmen trifft 

die Baugenehmigungsbehörde im Einvernehmen mit der Gemeinde. 

 

(3) Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre baurechtlich genehmigt wor-

den sind, Vorhaben, von denen die Gemeinde nach Maßgabe des Bauordnungsrechts 

Kenntnis erlangt hat und mit deren Ausführung vor dem Inkrafttreten der Veränderungs-

sperre hätte begonnen werden dürfen, sowie Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung 

einer bisher ausgeübten Nutzung werden von der Veränderungssperre nicht berührt. 

 

 

§ 4 Inkrafttreten und Außerkrafttreten der Veränderungssperre  

 

Die Satzung tritt mit ihrer Bekanntmachung in Kraft. Sie tritt außer Kraft, sobald und soweit die 

Bauleitplanung rechtsverbindlich abgeschlossen ist, spätestens jedoch mit dem Ablauf der ge-

mäß § 17 Abs. 1 Satz 1 BauGB geregelten Frist von zwei Jahren. 

 

 

Ausgefertigt:  Bad Düben, den ………………………. 

 

 

Münster 

Bürgermeisterin   (Siegel) 

 

 

Anlage zu § 2 der Satzung: Lageplan (mit separatem Ausfertigungsvermerk) 
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Hinweise 

 

Die in § 2 bezeichnete Anlage zur Satzung, die den räumlichen Geltungsbereich der Verände-

rungssperre zeichnerisch darstellt, wird gemäß § 8 der Kommunalbekanntmachungsverord-

nung (KomBekVO) vom 17. Dezember 2015 (SächsGVBl. S. 693) i. V. m. § 3 der Bekanntma-

chungssatzung der Stadt Bad Düben vom 19. Juli 2018 im Wege der Ersatzbekanntmachung 

öffentlich bekannt gemacht. 

 

Die Satzung über die Veränderungssperre einschließlich der in § 2 bezeichneten Anlage zur 

Satzung wird im Rathaus Bad Düben, Markt 11, 04849 Bad Düben zur kostenlosen Einsicht-

nahme für jedermann während der Sprechzeiten, mindestens aber wöchentlich 20 Stunden, 

bereitgehalten. Über den Inhalt der Satzung wird dort auf Verlangen Auskunft gegeben.  

 

Der Geltungsbereich der Satzung über die Veränderungssperre ist im nachfolgend abgedruck-

ten Übersichtsplan nur nachrichtlich wiedergegeben. Maßgebend ist die zeichnerische Dar-

stellung des räumlichen Geltungsbereiches in der Anlage zur Satzung im Maßstab 1 : 3.000. 

 

Eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichne-

ten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 

beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flä-

chennutzungsplans und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwä-

gungsvorgangs werden nach § 215 Abs. 1 BauGB unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb ei-

nes Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Bad Düben unter Dar-

legung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 

 

Auf die Vorschriften des § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 BauGB wird hingewiesen. Danach kann der 

Entschädigungsberechtigte Entschädigung verlangen, wenn die in § 18 Abs. 1 Satz 1 BauGB 

bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruchs 

dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschädi-

gungspflichtigen beantragt.  

 

Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften zustande gekommen 

sind, gelten gemäß § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO ein Jahr nach ihrer Bekanntmachung als 

von Anfang an gültig zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn  

 

1.  die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist, 

2.  Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung oder die Bekanntma-

chung der Satzung verletzt worden sind, 

3.  die Bürgermeisterin dem Beschluss nach § 52 Abs. 2 SächsGemO wegen Gesetzwidrig-

keit widersprochen hat, 

4.  vor Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO genannten Frist 

a)  die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder 

b)  die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift gegenüber der Gemeinde unter 

Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend 

gemacht worden ist. 



 

 

 

Ist eine Verletzung nach § 4 Abs. 4 Satz 2 Nr. 3 oder 4 SächsGemO geltend gemacht worden, 

so kann auch nach Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO genannten Frist jedermann 

diese Verletzung geltend machen. 

 

 

Übersichtsplan zum räumlichen Geltungsbereich der Veränderungssperre 
 

Entwurf




